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Liebe Leserinnen und Leser,

am Sonntag den 12. Februar war es hier im

Plenum des Deutschen Bundestages wirklich

sehr voll. Die Bundesversammlung ist zu-

sammengekommen, um einen neuen Bun-

despräsidenten zu wählen.

AfD in der Bundesversammlung - daran will

ich mich nicht gewöhnen! Ich hoffe, dass es

das letzte Mal ist. Unser Kandidat ist die

beste Antwort auf die Vereinfacher und Spal-

ter. FRANK-WALTER STEINMEIER steht für

Weltoffenheit, Dialog und gesellschaftlichen

Zusammenhalt. Deshalb ist er genau der

richtige Kandidat für diese Zeiten!

Wir gratulieren Frank-Walter Steinmeier, der

von der Bundesversammlung am Sonntag

mit überwältigender Mehrheit zum 12. Bun-

despräsidenten gewählt wurde. Gleichzeitig

danken wir dem scheidenden Bundespräsi-

denten Joachim Gauck für seine Verdienste.

Er hat dem Amt Bundespräsidenten mit sei-

nen inhaltlichen Impulsen und seiner beson-

nenen, integren Amtsführung in den vergan-

genen fünf Jahren wieder Gewicht und

Würde zurückgegeben. Ich bin überzeugt:

Frank-Walter Steinmeier ist ihm ein würdiger

Nachfolger. Er wird als Bundespräsident die

Werte unserer freien, liberalen Demokratie

entschlossen verteidigen und unser Land als

höchster Repräsentant auch im Ausland her-

vorrage vertreten. Er ist mit seiner Erfahrung

und Kompetenz, seiner Haltung und Integri-

tät ein Glücksfall für Deutschland und dar-

über hinaus. "Ihr macht mir Mut", zitiert un-

ser Bundespräsident Frank-Walter Stein-

meier eine junge Tunesierin. Ich bin mir si-

cher, dass der neue Bundespräsident uns

auch Mut machen wird in Zeiten in denen die

Welt aus den Fugen geraten scheint.

"Lasst uns mutig sein!" Ihr
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Die SPD schafft mehr Lohngerechtig-
keit

Gleicher Lohn für gleichwertige Arbeit. Das

muss mit Blick auf die Entlohnung von

Frauen und Männer gelten. Doch auch wenn

das Gebot der Gleichbe-

handlung im Grundgesetz

verankert ist, werden

Frauen bei der Lohngestal-

tung in Deutschland zum

Teil immer noch erheblich

benachteiligt: Aktuell

liegt die Lohnlücke bei

gleicher und gleichwerti-

ger Arbeit bei 21 Prozent.

Der von Manuela Schwesig erarbeitete Ge-

setzentwurf für mehr Lohngerechtigkeit ist

deshalb – zusammen mit unseren Erfolgen

für eine bessere Vereinbarkeit von Familie

und Beruf sowie der gesetzlichen Quote für

Frauen in Führungspositionen – ein notwen-

diger Schritt hin zu einem fairen Arbeits-

markt, auf dem alle die gleichen Chancen ha-

ben. Ergänzt wird dies durch unsere aktuelle

Initiative für ein Rückkehrrecht von Teilzeit

auf Vollzeit. Konkret sieht der vorliegende

Gesetzentwurf zur Lohngerechtigkeit vor,

dass Beschäftigte in Betrieben mit mehr als

200 Beschäftigten künftig einen individuel-

len Auskunftsanspruch haben. Damit erhal-

ten mehr als 14 Millionen Arbeitnehmerin-

nen und Arbeitnehmer das Recht zu erfah-

ren, wie sie im Vergleich zu anderen bezahlt

werden.

In Betrieben mit

mehr als 500 Be-

schäftigten muss

darüber hinaus

regelmäßig ge-

prüft werden, ob

Frauen systema-

tisch benachtei-

ligt werden. In tarifgebundenen Unterneh-

men sowie in Betrieben, die verbindlich einen

Tarifvertrag anwenden, sollen die Beschäf-

tigten ihren Auskunftsanspruch über die Be-

triebsräte wahrnehmen. So wird gleichzeitig

die Rolle der Betriebsräte gestärkt und die Ta-

rifbindung gefestigt.
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Bund-Länder-Finanzen: Gleichwertige

Lebensverhältnisse sichern

In dieser Woche haben wir in erster Lesung

eine umfassende Reform der föderalen Fi-

nanzbeziehungen, auf die sich die Bundesre-

gierung mit den Ministerpräsidentinnen und

Ministerpräsidenten der Länder im Dezem-

ber 2016 verständigt hat, beraten.

Im Ergebnis wird sich der Bund künftig noch

wesentlich stärker engagieren, um die finan-

zielle Leistungsfähigkeit gerade auch finanz-

schwächerer Länder zu sichern. Obwohl das

finanzielle Ausgleichssystem in seiner bishe-

rigen Form abgeschafft wird, bleibt die not-

wendige Solidarität unter den Ländern auch

nach der Reform gewahrt.

Die SPD-Bundestagsfraktion kämpft für gute

und gleichwerte Lebensverhältnisse in ganz

Deutschland. Dafür braucht es nicht nur ei-

nen fairen Ausgleich zwischen finanzstarken

und finanzschwächeren Bundesländern. Wir

streben darüber hinaus ein gesamtdeutsches

Fördersystem an, das strukturschwache Re-

gionen unabhängig von der Himmelsrich-

tung zielgerichtet unterstützt.

Im Rahmen des vorliegenden Gesetzpakets

soll auch der vereinbarte Einstieg in das Ende

des Kooperationsverbots umgesetzt werden.

Damit werden wir einen wichtigen Erfolg er-

zielen. Denn nun kann endlich auch der Bund

in gute Schulen mit moderner IT-Ausstat-

tung und modernen Klassenräume investie-

ren. Bislang ist ihm eine solche Kooperation

mit den Ländern im Schulbereich untersagt.

Mit der geplanten Grundgesetzänderung

wird dieses Verbot aufgebrochen. Hierfür ha-

ben wir seit Jahren gekämpft!

Klar ist: Das umfassende Paket gesetzlicher

Änderungen zur Neuordnung der Bund-Län-

der-Finanzen ist für die gesamtstaatliche

Entwicklung nach 2019 von großer Bedeu-

tung. Daher wird sich die SPD-Bundestags-

fraktion in der gebotenen Sorgfalt mit den

notwendigen gesetzlichen Änderungen be-

fassen.
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Dies gilt insbesondere auch mit Blick auf die

konkrete Umsetzung der geplanten Bundes-

fernstraßengesellschaft. Die SPD hat bereits

eine doppelte Privatisierungsschranke im

Gesetz durchgesetzt: Damit ist verankert,

dass Bundesfernstraßen und die Bundesfern-

straßengesellschaft selbst unveräußerliches

Eigentum des Bundes bleiben müssen. Wir

werden im parlamentarischen Verfahren

prüfen, ob es trotz dieser strengen Regelun-

gen noch etwaige Schlupflöcher für eine Pri-

vatisierung unserer Bundesfernstraßen gibt.

Sollte dies der Fall sein, dann müssen sie ge-

schlossen werden. Und auch in Zukunft muss

gelten: Über die Prioritäten im Straßenbau

entscheidet das Parlament. Entscheidend ist

für uns, dass beim Personalübergang die In-

teressen der bisher bei den Ländern beschäf-

tigten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ge-

wahrt bleiben. Gewerkschaften und Perso-

nalvertretungen müssen dabei eng einge-

bunden werden.

Der bisherige Gesetzentwurf von Minister

Dobrindt ist an dieser Stelle völlig unzu-

reichend und muss dringend verbessert wer-

den. Über diese und andere wichtige Fragen

werden wir auf unserem fraktionsoffenen

Abend am 14. Februar mit unabhängigen Ex-

perten diskutieren.

Gespräch in Berlin mit den Betriebsrä-

ten von ThyssenKrupp Steel Europe

Seit einigen Monaten beschäftigt uns als

NRW-Landesgruppe in der SPD-Bundestags-

fraktion die Situation der deutschen Stahlin-

dustrie und die weitere Entwicklung des

Stahlstandorts NRW. Im aktuellen Gespräch

ging es auch um den chinesischen Stahl-

markt und deren Auswirkungen auf unsere

Standorte.

Als Gewerkschaftsbeauftragter der NRW-

Landesgruppe war und ist es für mich wichtig

mich mit den Betriebsrätinnen und Betriebs-

räten der thyssenkrupp Steel Europe AG dar-

über auszutuschen. Bei thyssenkrupp Steel

Europe und den anderen Stahlproduzenten

arbeiten rund 26.000 Menschen.

Wir stehen zu ihnen und unterstützen Sie

mit all unseren Möglichkeiten bei ihrem

Kampf um den Erhalt ihrer Arbeitsplätze in

Nordrhein-Westfalen!
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Heil- und Hilfsmittelversorgung ver-
bessern

Ziel des Gesetzes, das wir diese Woche be-

schlossen haben, ist eine gute und zeitge-

mäße Versorgung der gesetzlich Kranken-

versicherten mit Heil- und Hilfsmitteln. Da-

für wird unter anderem der GKV-Spitzen-

verband verpflichtet, das Hilfsmittelver-

zeichnis grundlegend zu aktualisieren so-

wie eine Verfahrensordnung zu beschlie-

ßen, mit der die Aktualität des Verzeichnis-

ses auch zukünftig gewährleistet bleibt. Zu-

dem sollen die Krankenkassen bei ihren

Vergabeentscheidungen zukünftig neben

dem Preis auch qualitative Anforderungen

an die entsprechenden Produkte bzw.

Dienstleistungen mit berücksichtigen, auch

wenn diese über die Mindestanforderun-

gen des Hilfsmittelverzeichnisses hinaus-

gehen. Außerdem soll der Leistungsan-

spruch auf Sehhilfen für Versicherte mit ei-

ner schweren Sehbeeinträchtigung ausge-

weitet und die Wundversorgung verbessert

werden. Ebenso wird die Stellung der Phy-

sio- und Ergotherapeuten, sowie der Logo-

päden und Podologen im Gesundheitssys-

tem aufgewertet. Um die Attraktivität der

Therapieberufe zu steigern und den wach-

senden Anforderungen an die Heilmitteler-

bringer gerecht zu werden, können die

Krankenkassen und die Verbände der Heil-

mittelerbringer in den Jahren 2017 bis 2019

auch Vergütungsvereinbarungen oberhalb
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der Veränderungsrate abschließen. Diese

Regelung ist zeitlich befristet, um zunächst

ihre Auswirkungen überprüfen zu können.

Auch führt das Gesetz ein Modellvorhaben

zur sogenannten „Blankoverordnung“ ein.

Dabei erfolgt die Verordnung eines Heilmit-

tels weiter durch den Arzt. Über Auswahl,

Ablauf und Dauer der Therapie entscheiden

aber die Heilmittelerbringer.

Auf Grundlage der Erfahrungen aus den

Modellvorhaben soll anschließend ent-

schieden werden, ob solche Blankoverord-

nungen auch für die Regelversorgung ge-

eignet sind. Mit dem Gesetz beschließen

wir darüber hinaus zahlreiche weitere Än-

derungen jenseits der Heil- und Hilfsmittel-

versorgung. So soll beispielsweise sicherge-

stellt werden, dass die Berufserfahrung von

Rettungsassistentinnen und -assistenten

bei der Entscheidung über die Ausbildung

nach dem Notfallsanitätergesetz weiterge-

hend berücksichtigt werden kann.

Mit einer Regelung zum Krankengeldan-

spruch zwischen Ende der Beschäftigung

und dem Bezug von Arbeitslosengeld soll

eine Versorgungslücke geschlossen wer-

den, die derzeit wegen Sperrzeit oder Ur-

laubsabgeltung besteht.

Steuergestaltung –und Steuerflucht

bekämpfen

Mit dem Steuerumgehungsbekämpfungs-

gesetz, über das wir diese Woche in erster

Lesung beraten haben, werden von der

SPD-Bundestagsfraktion geforderte natio-

nale Maßnahmen gegen Steueroasen um-

gesetzt. Steuerhinterzieher sollen sich

künftig nicht mehr hinter anonymen Brief-

kastenfirmen verstecken können. Der Ge-

setzentwurf zielt darauf ab, die Anonymität

von Briefkastenfirmen aufzuheben.

Dazu werden die Offenlegungspflichten

von Steuerpflichtigen mit Geschäftsbezie-

hungen zu Briefkastenfirmen in Steueroa-

sen erweitert. Vorgesehen ist zudem eine

Anzeigepflicht für Banken einzuführen, die

Beteiligungen oder Geschäftsbeziehungen

mit Briefkastenfirmen vermitteln.
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Außerdem sollen die Ermittlungsbefug-

nisse der Finanzverwaltung verbessert so-

wie das steuerliche Bankgeheimnis aufge-

hoben werden.

Das automatische Kontenabrufverfahren

wird auf die Ermittlung von Geschäftsbe-

ziehungen zu Briefkastenfirmen erweitert.

Ebenfalls wird die langjährige Forderung

der SPD-Bundestagsfraktion umgesetzt, die

Steuerhinterziehung durch verdeckte Be-

teiligungen an Briefkastenfirmen in den

Katalog der besonders schweren Steuerhin-

terziehungen aufzunehmen. Für die Straf-

verfolgung gilt dann eine Verjährungsfrist

von zehn Jahren.

Düngegesetz anpassen

Das Düngegesetz vom 9. Januar 2009 regelt

insbesondere die Anforderungen an das In-

verkehrbringen und die Anwendung von

Düngemitteln, Bodenhilfsstoffen und

Pflanzenhilfsmitteln. Das vorliegende Än-

derungsgesetz, das wir diese Woche ab-

schließend beraten haben, enthält drin-

gend notwendige Vorgaben zur Bilanzie-

rung

der Ein- und Ausgänge der beiden Pflanzen-

nährstoffe Stickstoff und Phosphor. Mit

diesen Vorgaben wird es endlich möglich

sein, die landwirtschaftlichen Betriebe zu

identifizieren, die zu viel düngen und diese

zur Verantwortung zu ziehen.

Zur Erleichterung dieser Aufgabe enthält

das Düngegesetz Vorgaben zur Datenüber-

mittlung zu den Überwachungsbehörden

sowie weitere Bestimmungen, mit denen

die Düngeverordnung angepasst werden

kann. Jetzt sind die Länder gefordert, die

neuen strengeren Regelungen auch umzu-

setzen.

EU-Aufenthaltsrecht für Saisonkräfte

und Studenten umsetzen

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf sol-

len drei Richtlinien der EU über die Bedin-

gungen für die Einreise und den Aufenthalt

von Drittstaatsangehörigen zum Zweck der

Forschung, des Studiums, eines Praktikums
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oder der Teilnahme an einem Freiwilligen-

dienst in innerstaatliches Recht umgesetzt

werden.

Die – schwerpunktmäßig eher technische -

Umsetzung der drei Richtlinien dient unter

anderem der Vereinfachung des innereuro-

päischen Wechsels von Forschern und Ar-

beitsnehmer aus Drittländern. Mit dem Ge-

setzentwurf sollen die Voraussetzungen für

die Einreise und die Beschäftigung von

Drittstaatsangehörigen als Saisonarbeiter

festgelegt werden. Dies betrifft sowohl

Kurzaufenthalte für eine Dauer bis zu 90

Tagen als auch längere Aufenthalte bis zu

sechs Monaten. Geregelt werden auch die

Bedingungen für die Einreise, den Aufent-

halt und die Beschäftigung von unterneh-

mensintern transferierten ausländischen

Arbeitnehmern, sowie die Voraussetzun-

gen für deren innereuropäische Mobilität.

Außerdem werden die Bedingungen für die

Einreise und den Aufenthalt zum Zweck der

Forschung und des Studiums an die Vorga-

ben der REST-Richtlinie angepasst.

Ernährung in einer Versorgungskrise

sicherstellen

Der Bundesrechnungshof hat im Jahr 2011

dem Bundesministerium für Ernährung,

Landwirtschaft und Verbraucherschutz

(BMEL) empfohlen, die Grundlagen der Er-

nährungsnotfallvorsorge und -sicherstel-

lung zu überdenken.

Hierzu sei es notwendig, aktuelle Krisensze-

narien herauszuarbeiten, ein Gesamtkon-

zept zu entwickeln und einheitliche Rege-

lungen für militärische Krisenfälle und zi-

vile Katastrophen zu erlassen sowie die Ver-

sorgungsplanung und Bevorratung darauf

abzustimmen.

Der vorliegende Gesetzentwurf, der die bei-

den bestehenden, nicht mehr zeitgemäßen

Gesetze ersetzt, enthält die zum Erreichen

dieser Ziele notwendigen Vorschriften.

Die im Gesetzentwurf enthaltenen Verord-

nungsermächtigungen sollen dem BMEL im
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Bedarfsfall eine öffentliche Bewirtschaf-

tung von Lebensmitteln erlauben, die den

Umständen des jeweiligen Krisenfalls an-

gepasst sein sollen. In diesem Zuge sollen

Regelungen über die Produktion, den Bezug

oder die Zuteilung von Lebensmitteln erlas-

sen werden können.

Beistandsmöglichkeiten bei Gesund-

heitssorge und Fürsorge regeln

Ehegatten und Partner eingetragene Le-

benspartnerschaften können nach gelten-

dem Recht weder Entscheidungen über me-

dizinische Behandlungen für ihren nicht

mehr selbst handlungsfähigen Partner tref-

fen noch diesem im Rechtsverkehr vertre-

ten. Dies war bislang nur möglich, wenn sie

von ihrem Partner oder Partnerin als recht-

liche Betreuer bestellt oder im Rahmen ei-

ner Vorsorgevollmacht dazu wirksam be-

vollmächtigt wurden. Auch wenn sich die

meisten Bürger laut empirischer Untersu-

chung Vertretung in rechtlichen Angele-

genheiten durch ihren Partner wünschen,

wird es vielfach versäumt, im Vorfeld eine

entsprechende Vorsorgevollmacht zu ertei-

len, auch weil viele dem Irrtum unterliegen,

der Ehepartner sei hierzu auch ohne Vorsor-

gevollmacht berechtigt.

Der vorliegende Gesetzentwurf des Bun-

desrates sieht daher vor, dass sich Ehegatte

und Lebenspartner in Angelegenheiten der

Gesundheitssorge und der Fürsorge auto-

matisch vertreten können, sofern im Rah-

men einer Vorsorgevollmacht nichts ande-

res bestimmt wurde.

Polizei und Rettungskräfte beim

Einsatz schützen

Im Jahr 2015 sind gewalttätige Übergriffe

auf Polizei und Einsatzkräfte um 9,9 Pro-

zent im Vergleich zum Vorjahr gestiegen.

Das ist erschreckend. Solche Angriffe sind

Angriffe auf uns alle und auf unseren

Rechtsstaat. Mit dem vorliegenden Gesetz-

entwurf der Bundesregierung, über den wir

in erster Lesung beraten haben, wollen wir
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Vollzugsbeamte und Rettungskräfte beim

Einsatz besser schützen.

Wir finden: Auch wer täglich Streife geht o-

der in der Amtsstube seinen Dienst verrich-

tet, hat mehr Respekt verdient. Deshalb soll

ein neuer, eigenständiger Tatbestand im

Strafrecht eingeführt werden, der Polizis-

ten, Rettungskräfte und Feuerwehrleute

betrifft und der mit einem verschärftem

Strafrahmen (Freiheitsstrafe von drei Mo-

naten bis zu fünf Jahren) ausgestaltet wird.

Tätliche Angriffe gegen Polizisten und Ret-

tungskräfte werden in Zukunft also härter

sanktioniert.

Die SPD-Bundestagsfraktion wird sich zu-

dem weiter für mehr Personal und eine bes-

sere Ausstattung von Sicherheitskräften

(z.B. Bodycams) einsetzen. Prävention und

Sanktion, beides ist notwendig, um An-

griffe gegen Polizei und Rettungskräfte

wirksamer zu unterbinden.

Kommunales Investitionsprogramm

verdoppeln

Mit dem Nachtrag zum Bundeshaushalt

2016 verdoppelt der Bund das Sonderver-

mögen „Kommunalinvestitionsförderungs-

fonds“ um 3,5 Milliarden Euro auf insge-

samt 7 Milliarden Euro. Diese Mittel sollen

gezielt für Investitionen des Bundes in die

kommunale Bildungsinfrastruktur einge-

setzt werden. Möglich wird dies durch un-

seren Verhandlungserfolg im Rahmen der

Neuordnung der föderalen Finanzbezie-

hungen, mit dem wir das Kooperationsver-

bot im Bildungsbereich aufgebrochen ha-

ben. Die SPD-Bundestagsfraktion fordert,

dass im Zuge des Nachtragshaushalts auch
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über die Verwendung der Haushaltsüber-

schüsse entschieden wird. Sie sollen als In-

vestitionen in moderne Schulen und Be-

rufsschulen, schnelles Internet und leis-

tungsfähige Verkehrswege verwendet wer-

den.

Fotoshooting und Videoaufnahme im

Willy-Brandt-Haus!

Die Auswahl meines Bildes für die Bundes-

tagswahl 2017 - war gar nicht so leicht!

Packen wir es an!

Schon Facebook geliked?

Wer meine politische Arbeit in Echtzeit mit

verfolgen möchte und stets auf dem Lau-

fenden bleiben will, worum es gerade in

Berlin oder in meinem Wahlkreis geht, der

hat es ganz ein-fach. Ein kleiner Klick auf

meiner Facebook-Seite (www.facebook.ul-

rich-hampel.de) bei „Gefällt mir“ und die



Ausgabe 01/2014 www.ulrich-hampel.de facebook.ulrich-hampel.de Seite 12/12

Ihr SPD Bundestagsabgeordneter für den Wahlkreis Coesfeld / Steinfurt II

17.02.2017 Ausgabe 03/2017 www.ulrich-hampel.de facebook.ulrich-hampel.de Seite 12/12

Nachrichten, Beiträge, Meldungen und

manchmal auch die kleinen alltäglichen Er-

lebnisse sind auf Ihrem/ deinem Bild-

schirm.
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